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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes über die Ver- 
längerung der Wahlperiode der Betriebsräte (Per- 
soivilvertretungen) in den öffentlichen Verwal- 
tungen und Betrieben des Bundes und der 
bundesunmittelbaren Körperschaften des öffent- 
lichen Rechts 

nebst Begründung mit der Bitte, die Besdilußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Der Bundesrat hat in seiner 119. Sitzung am 19. Februar 1954 
gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 
Telefon 3551 



Entwurf eines Zweiten Gesetzes 

über die Verlängerung der Wahlperiode der Betriebsräte (Personal- 
vertretungen) in den öffentlichen Verwaltungen und Betrieben des Bundes 
und der bundesunmittelbaren Körperschaften des öffentlichen Rechts 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

Die Wahlperiode der am 31. März 1954 
im Amt befindlidien Betriebsräte (Personal- 
vertretungen) in den Verwaltungen und Be- 
trieben des Bundes und der bundesunmittel- 
baren Körperschaften, Anstalten und Stif- 
tungen des öffentlichen Rechts wird bis zum 
Inkrafttreten des in § 88 Abs. 1 des Betriebs- 
verfassungsgesetzes vom 11. Oktober 1952 


(Bundesgesetzbl. I S. 681) vorbehaltenen Ge- 
setzes, längstens jedoch bis zum 31. Dezem- 
ber 1954 verlängert. 

§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1 ) auch 
im Lande Berlin. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1954 in 
Kraft. 


Begründung 


Die Wahlzeit der Personalvertretungen im 
öffentlichen Dienst des Bundes ist durch Ge- 
setz vom 30. März 1953 (BGBl. I S. 108) 
bis zum 31. März 1954 verlängert worden. 
Es ist schon jetzt abzusehen, daß bis zu die- 
sem Zeitpunkt das Personalvertretungsgesetz 
nicht in Kraft treten kann. Damit die Dienst- 
stellen nach dem 31. März 1954 nicht ohne 
Personalvertretungen sind, müßten also Neu- 
wahlen auf Grund des bisherigen Rechtszu- 
standes durdigeführt werden. 

Es ist jedoch in absehbarer Zeit mit dem In- 
krafttreten des Personalvertretungsgesetzes 


zu rechnen. Damit würden in kurzer Zelt 
nacheinander zweimal Wahlen zu den Per- 
sonalvertretungen im gesamten öffentlichen 
Dienst erforderlich werden. 

Die Wahl von Personalvertretungen, die 
voraussichtlich doch nur wenige Monate im 
Amt bleiben würden, erscheint nicht zweck- 
mäßig, u. a. auch wegen der durch eine 
solche Wahl entstehenden Kosten. Es emp- 
fiehlt sich daher eine nochmalige Verlänge- 
rung der Amtsdauer der gegenwärtig im Amt 
befindlidien Personalvertretungen. 



